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Abtreibungsgesetze der Gegenwart hat seit
anfangs Juli unser Nachbarstaat Italien.
Es handelt sich um eine vorsichtige Fri-
stenregelung für Frauen ab 18 Jahren, die
vorderhand freilich erst auf dem Papier
existiert und die vor allem vom Vatikan er-
bittert bekämpft wird. Auch in Ärztekreisen
macht man weitherum in passivem Wider-
stand, will sich «die Hände nicht be-
schmutzen». Die Infrastruktur, die gemäss
dem neuen Gesetz die Grundlage für den
unentgeltlichen und fachgerecht betreuten
Schwangerschaftsabbruch bilden soll, ist
in den meisten Gebieten des Landes noch
gar nicht und in den grösseren Städten
erst ansatzweise vorhanden. Die aktiven
Frauenorganisationen haben jedoch be-
reits verlauten lassen, dass sie die Ver-
wirklichung der Abtreibungsliberalisierung
energisch vorantreiben wollen. Laut Schät-
zungen haben das Zentrum für Information,
Sterilisierung und Abtreibung (CISA) und
andere feministische Gruppen in Rom wö-
chentlich zu rund 350 Schwangerschafts-
abbrüchen (an Ort und Stelle oder aber in
London) verholten — das wären 18 000
Eingriffe jährlich. Die Zahl der tatsächlich
durchgeführten Abtreibungen in Italien
liegt jedoch zweifellos höher.
In Mexiko sind laut einer Agenturmeldung
im Jahre 1977 25 000 Frauen an den Fol-
gen illegaler Abtreibungen gestorben. Die
meisten seien zwischen 16 und 25 Jahre
alt gewesen. Die Zahl der geheimen
Schwangerschaftsabbrüche wird auf 1,5
Millionen geschätzt.

Wir werden vom Schicksal hart
oder weich geklopft. Es kommt
auf das Material an.

IWar/'e von Ebner-Esckenbacf?
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Konsumentinnen wollen
Preisüberwachung
Die Preisüberwachung soll nicht ver-
schwinden, sondern sogar in der Bundes-
Verfassung verankert werden. Dies ist das
Ziel eines Volksbegehrens, das die drei
Schweizer Konsumentinnenorganisationen
lancieren. Die Initiative «zur Verhinderung
missbräuchlicher Preise» des Konsumen-
tinnenforums der Deutschschweiz und des
Kantons Tessin (siehe Seite 6), der Fédé-
ration Romande des Consommatrices und
der Assoziazione Consumatrici della Sviz-
zera Italiana schlägt folgenden neuen Ver-
fassungsartikel 31sexies vor:
«Zur Ve/7?/'nderung von /W/ssöräucöen /'n
der Pre/sb/'/dung er/ässf der Sund Vor-
scbr/'ffen für e/'ne Üben/vac/jung der Pre/'se
und Pre/senrp/ed/ungen für Waren und Le/'-
sfungen mar/cfmäcdf/ger L/nfernebmungen
und Organ/'saf/'onen, /'nsbesondere von Kar-
fe//en und /rarfe//äön//c/7en Geö/'/den, des
ödend/cden und des pr/vafen Pec/ifs. So-
we/'f es der Zweck erfordert, können so/cöe
Pre/'se f/eraögesefzf werden.»
Mit der Sammlung der erforderlichen
100 000 Unterschriften dürfte dieser Tage
begonnen werden.
Eine parlamentarische Einzelinitiative
ebenfalls zum Thema Preisüberwachung
will SP-Nationalrat Christian Grobet (Genf)
in der Septembersession einreichen. Der
Vorstand seiner Fraktion der Bundesver-
Sammlung hat bereits zugestimmt.
Eine Petition zur Beibehaltung der Preis-
Überwachung hat schliesslich noch der
«Blick» eingereicht. Zwischen dem 26. Juni
und dem 9. Juli haben nach Angabe der
Chefredaktion 52 231 Leser ihre Unter-
schritt unter die Petition mit folgendem



Wortlaut gesetzt: «Lieber Bundesrat, wir
wehren uns dagegen, dass unser Preis-
überwacher auf Ende Jahr einfach abge-
schafft wird. Wir verlangen, dass Paria-
ment und Regierung diesen Beschluss
rückgängig machen.»

Neuer Treffpunkt für Frauen
Eine Frauenstelle für seine Arbeitnehme-
rinnen, die aber auch Aussenstehenden
offenstehen soll, hat kürzlich der M/gros-
Genossensc/ra/fs-ßi/ncf an der Ausstei-
lungsstrasse 102 beim Limmatplatz vorge-
stellt.
Mehr als die Hälfte aller bei der Migros
Beschäftigten sind Frauen. Sie haben die
Möglichkeit, an einem Nachmittag monat-
lieh während der Arbeitszeit einen Kurs
der Frauenstelle zu besuchen (besonders
beliebt ist der Rednerkurs). Wie Lukretia
Sprecher von der Direktion Personelles an
einer Pressekonferenz ausführte, geht es
der Migros heute darum, die Anstellungs-
Verträge und Sozialleistungen für ihre
Leute neu zu regeln. So sollen Mütter und
Väter die Möglichkeit bekommen, jährlich
fünf Tage bezahlten «Pflegeurlaub» für er-
krankte Kinder nehmen zu können. Ge-
plant sei auch eine Kindertagesstätte, in
deren Betriebsführung auch die Eltern ein-
bezogen würden.

Die Frauenstelle steht grundsätzlich allen
Frauen offen. So hat man einen Dienstags-
treff institutionalisiert: Jeden Dienstag zwi-
sehen 17 und 19.30 Uhr kommen Frauen
zum Diskutieren, zum Kennenlernen. Es
steht auch eine kleine Bibliothek zur Ver-
fügung. Jeden dritten Dienstag im Monat
sind übrigens auch Männer willkommen.

Das Jugendbuch-Institut ist
umgezogen
Die Johanna-Spyri-Stiftung und das mit ihr
verbundene Schweizerische Jugendbuch-
Institut, 1968 von Dr. Franz Caspar gegrün-
det und mit persönlichem Totaleinsatz un-
ermüdlich gefördert bis zu seinem plötz-
liehen Tod voriges Jahr, haben umziehen
müssen. Das romantisch verwinkelte Alt-
Stadthaus am Predigerplatz, das bisherige
Domizil, ist verkauft worden. Die neue
Adresse: Fe/deggsfrasse 32 (Seefeld).

Mit einer Buchausstellung über das
Frauenbild in der zeitgenössischen Ju-
gendliteratur wurden die neuen, freundlich
eingerichteten Räume vorgestellt. Der Um-
zug habe, so führte die interimistische Lei-
terin Rosmar/e Tsch/r/cy aus, die seit län-
gerer Zeit geplante Umstrukturierung be-
schleunigt. Für die bibliothekarische Erfas-
sung der Primärliteratur arbeitet man nun
mit der Zentralbibliothek zusammen. AI-
lerdings muss die Jugendbuchsammlung
mit ihren rund 15 000 Bänden erst einmal
inventarisiert werden.
Selbstverständlich hat die «Schutzpatro-
nin» Johanna Spyri auch am neuen Ort
einen Ehrenplatz. Ihr Museum kennen Aus-
länder (vor allem Japaner) besser als wir
Schweizer.
Leider ist die finanzielle Lage des Jugend-
buch-lnstituts immer noch unerfreulich. Die
erhofften regelmässigen Beiträge des Kan-
tons sind wegen der schlechten Staatsfi-
nanzen «verschoben». Auf die Zuwendun-
gen von Freunden und Gönnern wird man
wohl noch längere Zeit dringend angewie-
sen bleiben.
Ein Wort noch zur bereits erwähnten Aus-
Stellung. Sie basiert auf einer Studie von
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